
18 Schwerpunkt
*

Mittwoch, 23. November 2016 uneues deutschland

Au
ße

rp
ar

la
m

en
 ta

ri
sc

he
s

Il
lu

st
ra

ti
on

:1
23

RF
/S

yl
w

ia
N

ow
ik

[M
]

Solidarität
über die Oder
Attac-Aktivist gründet Beobach-
ter-Initiative, um Arbeitskämpfe
in Polen zu unterstützen.

Von Peter Nowak

Am Donnerstag hat die Kranken-
schwester Barbara Rosołowska im
westpolnischen Gorzow ihren Ar-
beitsprozess. Sie kämpft für ei-
nen regulären Arbeitsvertrag mit
vollen Arbeitnehmerrechten.
Auch Unterstützer aus Deutsch-
land werden vor Gericht anwe-
send sein. Sie wollen der klagen-
den Krankenschwester damit den
Rücken stärken. Norbert Kollen-
da, Gründer der Initiative zur
transnationalen Prozessbeglei-
tung, hat vor einigen Wochen ei-
nen Aufruf in verschiedenen so-
zialen Netzwerken lanciert. »Wer
kommt am 24.11. mit auf die an-
dere Oderseite?« lautete seine
Frage. Norbert Kollenda ist bei
Attac aktiv, wo er seit mehreren
Jahren Kontakte zu sozialen Be-
wegungen in Polen geknüpft hat.
Die daraus entstandenen Be-
kanntschaften auch zu aktiven
polnischen Gewerkschaftern
nutzt er für den Ausbau der gren-
zenübergreifenden Kooperation
und Solidarität.
Barbara Rosołowska wird in ih-

rem Arbeitskampf von der anar-
chosyndikalistischen Gewerk-
schaft Arbeiterinitiative (IP) un-
terstützt. Auch für ihre KollegIn-
nen ist der Prozess von großem In-
teresse. Viele der Soloselbständi-
gen müssen in Schichten bis zu 12
Stunden täglich arbeiten und ver-
dienen monatlich 500 bis 800 Eu-
ro. Die Auseinandersetzung umdie
Arbeiterrechte und die Ausstat-
tung der Kliniken dauert bereits
mehrere Jahre an. »Es gibt keine
einheitlichen Löhne. Fast jede Kli-
nik verhandelt selbst und die ver-
schiedenen Gewerkschaften sind
sich über ihre Strategie uneins« be-
schreibt Kollenda die schwierige
arbeitsrechtliche Situation für die
Beschäftigten. Die Abwanderung
ist daher groß. »Da warten vor den
Türen Vermittler aus Westeuropa
auf die Absolventen der Pflege-
schulen und zwei Drittel der 5000
Studierenden nehmen den Beruf in
Polen nicht auf«, berichtet der At-
tac-Aktivist.
Die Klinik in Kostrzyń an der

Oder, in der Rosołowska beschäf-
tigt ist, wurde vor einigen Jahren
privatisiert, erklärt Kollenda die
Vorgeschichte der juristischen
Auseinandersetzung. Damals sei-
en viele Beschäftigte entlassen
worden. Diese hätten sieben Jahre
auf die ausstehenden Löhne ge-
wartet. Viele Protestaktionen sei-
en durchgeführt worden an denen
sich auch Attac-Mitglieder aus
Berlin und Umgebung beteiligten.
Die polnischen GewerkschafterIn-
nen sehen in der internationalen
Beobachtung durch Aktivisten den
Grund, warum den Beschäftigten
vor sechs Monaten schließlich die
ausstehenden Löhne gezahlt wur-
den. »Ich habe selbst erlebt, dass
ausländische Beobachter immer
Beachtung der polnischen Medien
finden«, begründet Kollenda seine
Initiative einer grenzübergreifen-
den Prozessbeobachtung.
Es ist nicht die einzige trans-

nationale Unterstützung für mehr
Arbeiterrechte zwischen Deutsch-
land und Polen. Seit zwei Jahren
unterstützt das Amazon-Solidari-
tätswerk, das Beschäftigte im Ar-
beitskampf unterstützenwill, auch
Kolleginnen und Kollegen vom
Amazon-Standort Poznan.

Dialektik der Digitalisierung
Kongress: Wie muss Kapitalismuskritik auf den technischen Fortschritt reagieren?
Das kommunistische Bündnis »Ums
Ganze« widmet sich ab Freitag an
der Uni Hamburg dem digitalen Ka-
pitalismus. Dabei soll Technik nicht
einseitig als Herrschaftsinstrument
verurteilt werden.

Von Ralf Hutter

Der Kapitalismus wird immer digita-
ler, also muss sich auch die Kapita-
lismuskritik erneuern. So lässt sich die
Motivation für den Kongress »Re-
produce(Future)« zusammenfassen,
den das bundesweite kommunisti-
sche Bündnis »Ums Ganze« am Frei-
tag und Samstag an der Universität
Hamburg veranstaltet.
25 Vortragende aus dem In- und

Ausland – sechs von ihnen vertreten
politische Gruppen – werden auf
zwölf Podien klassische Fragen dis-
kutieren: Ist der technische Fort-
schritt wichtig für eine nachkapita-
listische Gesellschaft, hilft er gar bei
der Überwindung des Kapitalismus,
oder anders gefragt: Wie »neutral« ist
welche Technologie? Wie verändert
der technologische Wandel die Ar-
beit und ihreRegulierung?Nimmtdas
Tempo des Ausschlusses von über-
flüssigen Menschen aus der Produk-
tionssphäre zu? Welche Schwach-
stellen des Kapitalismus ergeben sich
aus dem neuen Produktionsregime?
Und wie ist gesellschaftliche Planung
der Produktion möglich?
Der Kapitalismus baut zukünftig

aber nicht nur auf der dritten in-
dustriellen Revolution – der Erfin-
dung des Mikrochips – auf. Neben der
Computerisierung der Wirtschaft ist
auch die Computerisierung des All-
tags eine Voraussetzung für die neue
Ära der Profitmacherei. Deshalb be-
schäftigt sich der Kongress auch mit
der Allgegenwart digitaler Geräte und
wie deren Verknüpfung mit unseren
Körpern – Implantate, Prothesen,
Strom erzeugende Kleidung – Men-
schenbilder verändert.
Beim Kongress werden Politik, Lo-

gistik (eine Branche, die in Sachen
Computerisierung der Arbeitswelt
gutes Anschauungsmaterial bietet),
menschliche Reproduktion und Kul-
tur das gleiche Gewicht haben, sagt
ein Sprecher von »Ums Ganze«, der
ungenannt bleiben möchte. Die Lo-
gistikbranche wird nicht nur in einer
eigenen Veranstaltung besprochen,
sondern auch erfahrbar gemacht: Am
Freitagvormittag gibt es eine »kriti-
sche Hafenrundfahrt«. Die über 100

Plätze seien allerdings schon ausge-
bucht, so der Sprecher.
Die Konferenz soll auch dazu die-

nen, frühzeitig in die Offensive zu ge-
hen, also nicht erst zu reagieren, wenn
die Situation schon katastrophal ist.
»Ums Ganze« ist mit dieser Themen-
setzung nicht alleine. Im September
fand in Köln der Kongress »Leben ist
kein Algorithmus. Solidarische Pers-
pektiven gegen den technologischen
Zugriff« statt (»nd« berichtete). Der sei
aber weniger vielfältig gewesen, auch
was die auf den Podien vertretenen
politischen Positionen angeht, sagt der
Ums-Ganze-Sprecher. Digitale Tech-
nik sei dort vor allem als Herr-
schaftsinstrument behandelt worden.
Ist der nun anstehende Kongress

also sozusagen dialektischer? Der Ge-
fragte schmunzelt und möchte sich
nicht mit den Kölnern anlegen, hält
aber fest: »Der dialektische Blick ist

unswichtig. Ambivalenz ist für uns der
zentrale Punkt.«
In Hamburg werden sich auch

Gruppen aus anderen europäischen
Ländern einfinden. Sie werden sich in
einer eigenen Veranstaltung über den
Gebrauch neuer Technologie im poli-
tischen Aktivismus austauschen. Dis-
kutiert werden soll die Frage, welche
Werkzeuge gut und welche abzuleh-
nen sind, da sie Kontrolle erleichtern.
Ansonsten ist eine eher akade-

misch geprägte Konferenz zu erwar-
ten. Schon die Ankündigungstexte zu
den einzelnen Veranstaltungen sind
sehr voraussetzungsreich und für die
große Mehrheit der Menschen wohl
schwer verständlich.
Immerhin, es wird nicht nur theo-

retisiert werden, sondern auch Be-
richte von Arbeitskämpfen geben. Das
Amazon-Streik-Bündnis wird von der
Unterstützung des Streiks in Leipzig

und Bad Hersfeld berichten und skiz-
zieren, inwiefern Amazon typisch für
einen Konzern des digitalen Kapita-
lismus ist. Auch die Londoner und
Turiner Streiks der Menschen, die als
Selbstständige für die Essensliefer-
dienste Deliveroo oder Foodora fah-
ren, werden Thema sein.
An Szene-Bekanntheiten präsen-

tiert der Kongress unter anderen den
Medien- und Netzwerktheoretiker
Geert Lovink, den Journalisten To-
masz Konicz und den Philosophie-
professor Sandro Mezzadra. »Ums
Ganze« erwartet an jedem der bei-
den Tage 400 bis 500 Kongressbesu-
chende.

Reproduce(Future), Freitag 15-22 h und
Samstag 10.30-21.30 h in der Universi-
tät Hamburg, Edmund-Siemers-Allee 1,
Gebäude ESA und ESA W.
www.techno.umsganze.org
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Militärisch ist nicht friedlich
Friedensaktive der Bremer Uni protestieren gegen Kooperation mit der Bundeswehr, ein Gutachten gibt ihnen Recht

AktivistenwollenmitdemKampf für
Zivilklauseln auch dafür sorgen,
dassHochschulenwiedereinOrtder
Friedensbewegung werden.

Von Josephine Schulz

Eine Kooperation mit der Bundes-
wehr steht nicht im Widerspruch zur
Zivilklausel der Hochschule Bremen,
meint Justizsenator Martin Günthner.
Sowohl im Hochschulgesetz des Lan-
des als auch in der Selbstverpflich-
tung der Uni heißt es zwar, sie ver-
pflichte sich, »ausschließlich friedli-
che Zwecke« zu verfolgen. Da die
Bundeswehr allerdings eine Frie-
densarmee sei, so die Argumentation
des Senators, sei beides vereinbar. In
seiner rechtlichen Einschätzung er-
klärt er: »Legt man die Bedeutung des
Begriffes ›friedlich‹ in Artikel 24 und
26 des Grundgesetzes zugrunde, kann
eine Kooperation mit der Bundes-
wehr von vornherein keine ›unfried-
lichen‹ Zwecke verfolgen. Denn ›un-
friedlich‹ in diesem Sinne ist nicht
gleichbedeutend mit ›militärisch‹«.
Konkret geht es um den »Interna-

tionalen Frauenstudiengang Infor-
matik«. Ab diesem Wintersemester
werden Soldatinnen im Rahmen ih-
rer »Laufbahnausbildung für den ge-
hobenen technischen Dienst« an der
Hochschule Bremen ausgebildet. Die
Bundeswehr beteiligt sich an den
Verwaltungskosten des Studien-
gangs. Der Asta der Hochschule pro-
testiert seitMonatenmassiv gegen die
Kooperation. Die Studierenden blo-

ckierten den Akademischen Senat,
riefen eine Petition ins Leben, die von
mehreren hundert Menschen unter-
zeichnet wurde. An ihrem Fenster
hatte der Asta ein Banner in Ca-
mouflagedesign mit der Aufschrift
»Wir bilden zum Töten aus« ausge-
hängt. Die Rektorin verfügte wegen
eines möglichen »Ansehensscha-
dens« der Hochschule die Entfer-
nung. Daraufhin wurde das Transpi
durch ein anderes mit dem Slogan
»Die Zivilklausel umsetzen, nicht das
Hausrecht, liebes Rektorat!« ersetzt.
Die »NaturwissenschaftlerInnen-

Initiative – Verantwortung für Frie-
den und Zukunftsfähigkeit« gab zu-
dem ein Gutachten bei dem Kasseler
Anwalt Bernd Hoppe in Auftrag, das
nun veröffentlichtwurde. Dieses stellt
fest: Die Kooperation mit der Bun-
deswehr verstößt gegen die Zivil-
klausel und das Bremer Landesgesetz
und ist damit rechtswidrig. In dem
Gutachten heißt es: «Die Hochschule
Bremen fordert in ihrer Zivilklausel,
dass Studium, Lehre und Forschung
ausschließlich friedlichen Zwecken
dienen. Außerdem wird die Beteili-
gung an Projekten mit militärischer
Nutzung bzw. Zielsetzung abgelehnt.
Die Bundeswehr dient militärischen
Zwecken. Eine Kooperation der
Hochschule Bremen mit der Bundes-
wehr ist deshalb ausgeschlossen.« Die
Auftraggeber hoffen nun, die Dis-
kussion an der Uni durch das Gut-
achten noch einmal anzuheizen und
auch innerhalb der Bremer Bürger-
schaft für ein Umdenken zu sorgen.

Für den Friedensaktivisten Reiner
Braun von der Organisation IALANA
zeigt der Konflikt auch ein »Ringen um
die Hegemonie einer Begriffsdefiniti-
on.« Das Wort »Frieden« werde in die-
sem Zusammenhang aus ideologi-
schen Gründen neu interpretiert, »ei-
ne üble aber bekannte Verfälschung
von Begriffen«. Das sei gerade ange-
sichts der Geschichte von Zivilklau-
seln in Deutschland perfide, findet
Braun. Denn als Friedensaktivisten in
den 80ern für solche Klauseln eintra-
ten, ging es konkret umAbrüstungund

die Ablehnung jeglicher militärischer
Interventionen. Auch die LINKE-Poli-
tikerin Nicole Gohlke sieht in der Ar-
gumentation des Justizsenators den
»wiederholten Versuch, in Orwell-
scher Manier den Begriff Frieden sei-
nen nicht-militärischen Gehalts zu be-
rauben«.
Ein zentrales Problem bei der

Durchsetzung von Zivilklauseln durch
aktive Mitarbeiter und Studierende
liegt in der Intransparenz. Aufträge
des Verteidigungsministeriums oder
Kooperationsverträge mit der Privat-
wirtschaft werden an den Hochschu-

len meist unter der Decke gehalten.
Diese Intransparenz widerspreche der
Mitbestimmung, meint Martin Beck-
mann von ver.di. Auch Gohlke sieht
in der Geheimhaltung eine Behinde-
rung der demokratische Kontrolle von
Hochschulen und einer kritische Öf-
fentlichkeit unter Mitarbeitern und
Studierenden. Die LINKE frage regel-
mäßig beim Verteidigungsministeri-
um ab, welche Aufträge an Hoch-
schulen gingen, so Gohlke. Die Er-
gebnisse dürften aber nur in gerin-
gem Umfang veröffentlicht werden.
Für den Gewerkschafter Beckmann ist
jedoch auch klar: Transparenz allein
wird das Problemnicht beheben.Denn
aufgrund der Unterfinanzierung stün-
den die Hochschulen unter demDruck
andere Mittel einzutreiben, etwa
durch Verträge mit der Privatwirt-
schaft oder dem Militär.
Jenseits der Verhinderungen ein-

zelner Kooperationen hoffen Frie-
densaktivisten mit dem Kampf für Zi-
vilklauseln auch auf mehr studenti-
schen Aktionismus. »Das progres-
sivste Gesetz ist nichts wert ohne ei-
ne Bewegung, die es verteidigt«, so
Braun. »Daher stellt sich die Frage,
wie wir es schaffen, den Friedensge-
danken wieder an die Unis zu brin-
gen.« Früher seien die Universitäten
Hochburgen der Friedensbewegung
gewesen. Die Schwierigkeit liege
heute auch in der Struktur des Stu-
diums. Der schnelle Durchlauf sorge
dafür, dass sich in kurzen Abständen
immer wieder neue Generationen mit
dem Thema befassen müssten.

»Das progressivste
Gesetz ist nichts wert
ohne eine Bewegung,
die es verteidigt.«
Reiner Braun, IALANA

Mit Recht
vorangehen
LGBTI-Jurist*innen kämpfen für
Diskriminierungsfreiheit in ihrer
Branche und für gesellschaftli-
che Veränderungen durch fort-
schrittliche Rechtssprechung.

Von Felix Wiesner

Fast immer hinkt das Recht den
gesellschaftlichen Verhältnissen
hinterher. Ganz besonders im Be-
reich der gerechten Behandlung
von sexuellen Orientierungen und
geschlechtlichen Identitäten. Da-
bei geht es unter anderem um die
gesetzliche Gleichstellung von
Homo-Ehen, Wiedergutmachun-
gen für verfolgte Homosexuelle
und Modernisierungen im Na-
mens- und Personenstandsrecht.
Auf dem »Wir lieben Alice Sum-

mit«, der am vergangenen Wo-
chenende in Köln stattfand, tref-
fen sich deshalb jährlich lesbische,
schwule, bisexuelle, trans*- und
intersexuelle Jurastudierende, Re-
ferendar*innen und Jurist*innen.
Neben Vorträgen, die auf Diskri-
minierungen in der Jura-Szene
eingehen, und Vernetzungsrun-
den gibt es auf dem Kongress auch
eine Art Kurzmesse, an der sich
zwölf Kanzleien und Unterneh-
men beteiligten und zum Ge-
spräch über berufliche Chancen
durch Diversität einluden. Damit
greifen die Veranstalter*innen ein
erfolgreiches Modell aus den Ver-
einigten Staaten auf, wo bei einer
vergleichbaren Vernetzungsver-
anstaltung, der Lavender Law
Conference & Career Fair, über
2000 LSBTI-Jurist*innen zusam-
menkommen. Für den Organisa-
tor des deutschen Pendants, Stu-
art Cameron, ist das Ziel, einen
Anlaufpunkt innerhalb einer Bran-
che zu schaffen, der Menschen, die
andernorts für ihre Orientierung
diskriminiert zu werden, das Be-
rufsleben erleichtert. Die Gefahr
des sogenannten Pinkwashings,
dem Fall, dass sich Unternehmen
nur ihres Profits und Rufes wegen
für LSBTI-Menschen öffnen, fin-
det Cameron abwegig. Nur die we-
nigsten Unternehmen und Kanz-
leien machten so etwas in
Deutschland bereits, in vielen fän-
den sich dagegen homophobe Vor-
urteile. Wenn sich Diskriminie-
rungsfreiheit innerhalb der juris-
tischen Zunft verbreitete, dann sei
das sehr zu befürworten.
Das gilt auch, weil es gerade

Jurist*innen sind, die es als An-
wält*innen und Richter*innen in
strategischen Verfahren, oder als
Referent*innen in Ministerien in
der Hand haben, die geltende
Rechtslage zu beeinflussen. Das
zeigt auch die Geschichte des
Rechtsbereichs. Drei Jahre vor Er-
lass des Transsexuellengesetzes
(TSG) 1981 gestand das Bundes-
verfassungsgericht in einem Be-
schwerdeverfahren Trans*perso-
nen die Eintragung eines neuen
Geschlechts und Namens nach ei-
ner geschlechtsanpassenden Ope-
ration zu. Das Gericht forderte
vom Gesetzgeber eine Regelung,
die dann in Form des TSG erfolg-
te und erklärte in seither neun
Verfassungsbeschwerden den
größten Teil des Gesetzes wieder
für verfassungswidrig, weil noch
immer diskriminierend.
Das Führen solcher strategi-

scher Klagen bleibt auch heute ein
zentrales Instrument, um die
Rechtslage zugunsten der Betrof-
fenen zu verändern. Das versucht
unter anderem die Kampagne
»Dritte Option«. Sie reichte kürz-
lich Verfassungsbeschwerde in
Karlsruhe gegen das Fehlen einer
Geschlechtseintragsoption »in-
ter/divers« ein. Kampagnenspre-
cher Moritz Schmidt ist optimis-
tisch. Das Bundesverfassungsge-
richt habe in der Vergangenheit
fast allen Anliegen von Be-
schwerdeführenden stattgegeben
und die Geschlechtsidentität zum
Bestandteil des Allgemeinen Per-
sönlichkeitsrechts mit Grund-
rechtsrang erklärt. So bleibt die
Hoffnung aktiver LGBTI-Ju-
rist*innen, das Verhältnis von Ge-
setz und gesellschaftlichen Ver-
hältnissen durch strategische Ver-
fahren umzukehren. Die Realität
könnte dann auf diesem Gebiet-
durch vorauseilendes Recht um-
gekrempelt werden.
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